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Entscheidungsdatum

15.06.2023
Norm

AsylG 2005 856
AVG 862 Abs4
B-VG Art133 Abs4
VwWGVG §17

1. AsylG 2005 § 56 heute
AsylG 2005 § 56 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 56 gultig von 01.10.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2017
AsylG 2005 § 56 gultig von 01.01.2014 bis 30.09.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 56 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 56 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

IS

—_

. AVG § 62 heute

2. AVG § 62 gliltig ab 01.02.1991

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_

VWGVG § 17 heute
2. VWGVG § 17 glltig ab 01.01.2014

Spruch
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L531 2177245-3/4Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. MAYRHOFER als Einzelrichterin in der Beschwerdesache
von XXXX alias XXXX , geb. XXXX , StA. Irak, vertreten durch Mag. Hubert WAGNER LL.M., beschlossen:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. MAYRHOFER als Einzelrichterin in der Beschwerdesache von
rémisch 40 alias rémisch 40, geb. romisch 40, StA. Irak, vertreten durch Mag. Hubert WAGNER LL.M., beschlossen:

A) Das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 01.06.2023, ZI. L531 2176394-2/3E wird gemal§ 62 Abs. 4 AVG
dahingehend berichtigt, dass die Geschaftszahl richtig L531 2177245-3/3E zu lauten hat.A) Das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 01.06.2023, ZI. L531 2176394-2/3E wird gemall Paragraph 62, Absatz 4, AVG
dahingehend berichtigt, dass die Geschaftszahl richtig L531 2177245-3/3E zu lauten hat.

B) Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Begrindung:, Begrindung:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang
Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 01.06.2023 wurde die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen.

Aufgrund eines Versehens bei der Ausfertigung des Erkenntnisses wurde jedoch die Zahl L531 2176394-2/3E anstelle
von "L531 2177245-3/3E" als Geschaftszahl des Bundesverwaltungsgerichtes angefuhrt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. GemaRR Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 i.d.F. BGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.).Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI. romisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122,
geregelt (Paragraph eins, leg.cit.).

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte. GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
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verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist. GemaR Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zuruckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A)

Gemal dem - auch im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten anzuwendenden -8 62 Absatz 4 AVG kann die Behorde
jederzeit von Amts wegen Schreib- und Rechenfehler oder diesen gleichzuhaltende, offenbar auf einem Versehen oder
offenbar ausschlief3lich auf  technisch mangelhaften Betrieb einer automationsunterstitzten
Datenverarbeitungsanlage beruhende Unrichtigkeiten in Bescheiden berichtigen. Die Anwendung des § 62 Absatz 4
setzt einen fehlerhaften Verwaltungsakt mit der MalRgabe voraus, dass eine auf einem Versehen beruhende
Unrichtigkeit sowie die Offenkundigkeit gegeben ist (VwSlg 8545A/1974). Die Berichtigung ist auf jene Falle ihrer
Fehlerhaftigkeit eingeschrankt, in denen die Unrichtigkeit eine offenkundige ist, dh dass die Unrichtigkeit des
Bescheides von der Behérde - bei entsprechender Aufmerksamkeit - bei Erlassung hatte vermieden werden kénnen
(VwSlg 13.233A/1990; VWGH 27.02.2004, Zahl 2003/02/0144). Ein Versehen ist dann klar erkennbar, wenn zu dessen
Erkennung kein langeres Nachdenken und keine Nachschau in Gesetzeswerken notwendig ist, wobei vom MaRstab
eines mit der zu behandelten Materie vertrauten Durchschnittsbetrachters auszugehen ist (VwGH vom 13.09.1991,
90/18/0248; vgl zu alledem nadher Hengstschlager/Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Kommentar, 2.TB, §
62 Rz 45 ff).Gemald dem - auch im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten anzuwendenden - Paragraph 62, Absatz 4
AVG kann die Behorde jederzeit von Amts wegen Schreib- und Rechenfehler oder diesen gleichzuhaltende, offenbar
auf einem Versehen oder offenbar ausschlief3lich auf technisch mangelhaften Betrieb einer automationsunterstttzten
Datenverarbeitungsanlage beruhende Unrichtigkeiten in Bescheiden berichtigen. Die Anwendung des Paragraph 62,
Absatz 4 setzt einen fehlerhaften Verwaltungsakt mit der MaRRgabe voraus, dass eine auf einem Versehen beruhende
Unrichtigkeit sowie die Offenkundigkeit gegeben ist (VwSlg 8545A/1974). Die Berichtigung ist auf jene Falle ihrer
Fehlerhaftigkeit eingeschrankt, in denen die Unrichtigkeit eine offenkundige ist, dh dass die Unrichtigkeit des
Bescheides von der Behdrde - bei entsprechender Aufmerksamkeit - bei Erlassung hatte vermieden werden kénnen
(VwSIg 13.233A/1990; VWGH 27.02.2004, Zahl 2003/02/0144). Ein Versehen ist dann klar erkennbar, wenn zu dessen
Erkennung kein langeres Nachdenken und keine Nachschau in Gesetzeswerken notwendig ist, wobei vom MaRstab
eines mit der zu behandelten Materie vertrauten Durchschnittsbetrachters auszugehen ist (VwGH vom 13.09.1991,
90/18/0248; vergleiche zu alledem naher Hengstschlager/Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz,
Kommentar, 2.TB, Paragraph 62, Rz 45 ff).

Im vorliegenden Fall hat das Bundesverwaltungsgericht die Geschaftszahl des Erkenntnisses mit L531 2176394-2/3E
bezeichnet. Diese lautet jedoch richtig L531 2177245-3/3E. Die Unrichtigkeit ist aufgrund der Aktenlage offenkundig
und beruht auf einem Versehen.

Zu B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auf die oben angefihrte
Judikatur ist zu verweisen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden
Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
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Loésung einer Rechtsfrage abhdangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auf die oben angefuhrte Judikatur ist zu verweisen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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